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„Die Frist zur verpflichtenden  
Phosphorrückgewinnung bleibt unverzichtbar“
EUWID-Interview mit DPP-Geschäftsführerin Tabea Knickel

Die Umsetzung der Klärschlammverordnung und der Hochlauf der Phosphorrückgewinnung aus Klärschlamm stehen an einem kritischen Punkt. 
Während über Fristen, Übergangslösungen und Finanzierungsmodelle kontrovers diskutiert wird, wächst der Druck, schnell praxistaugliche 
Strukturen für Rückgewinnung, Vermarktung und Investitionen zu schaffen. Die Deutsche Phosphor-Plattform (DPP) warnt vor einer Verschiebung 
der Vorgaben, setzt auf regulatorische Verlässlichkeit und beteiligt sich zugleich an der Debatte über mögliche Übergangsinstrumente wie ein 
Fondsmodell. Im Interview erläutert DPP-Geschäftsführerin Tabea Knickel, wie sie den aktuellen Stand der Umsetzung bewertet, welche Rolle die 
Deponierung von Klärschlammverbrennungsaschen und ein „nationales Phosphordepot“ spielen könnten und was sie sich von der IFAT erhofft.

Frau Knickel, wo steht Deutschland aus Sicht der DPP derzeit beim 
Aufbau von Klärschlamm-Monoverbrennungskapazitäten, Phosphor-
Rückgewinnungskapazitäten und Absatzmärkten für P-Rezyklate?

Aus unserer Sicht ist die technische Umsetzbarkeit der Phosphorrückge-
winnung grundsätzlich gegeben. Die Herausforderungen liegen heute vor 
allem in der Umsetzung im industriellen Maßstab und im Aufbau tragfähiger 
Strukturen. Klärschlamm-Monoverbrennungsanlagen befinden sich in Bau 
oder Planung, erste Phosphorrückgewinnungsanlagen gehen in Betrieb, 
und erste Produkte – P-Rezyklate – sind bereits am Markt verfügbar. Diese 
können über verschiedene Kanäle genutzt werden, etwa in der Landwirt-
schaft, wobei der Markt noch im Aufbau ist.

Das Umweltbundesamt erwartet für 2029 derzeit einen Deckungsgrad von 
rund 25 Prozent bei der Phosphorrückgewinnung. Diese Zahl berücksichtigt 
jedoch noch nicht vollständig vorhandene Potenziale. Viele Klärschlammver-
brennungsaschen eignen sich bereits für die stoffliche Nutzung, teilweise 
direkt, teilweise nach gezielten, praxisnahen Aufbereitungsverfahren. Ver-
schiedene technische Ansätze – von thermochemischen und nasschemi-
schen Verfahren bis hin zu integrierten Lösungen auf Kläranlagen – eröffnen 
unterschiedliche Wege zur Nutzung.

Für die DPP kommt es jetzt darauf an, diese Potenziale konsequent zu er-
schließen und den Aufbau von Rückgewinnungskapazitäten zügig voranzu-
treiben. Die Branche zeigt: Umsetzung ist möglich, erste Produkte existieren, 
und ein klarer Hochlauf ist realisierbar, wenn Investitionen, Planung und 
Marktentwicklung weiter koordiniert voranschreiten.

DWA-Präsident Uli Paetzel hat eine Verschiebung der Fristen zur ver-
bindlichen Phosphorrückgewinnung aus Klärschlamm vorgeschlagen. 
Sie lehnen dies ab und warnen davor, dass jede Fristverschiebung In-
vestitionen entwerte, den Markthochlauf abbremse und die Glaub-
würdigkeit des Rechtsrahmens beschädige. Wie optimistisch sind 
Sie jenseits der politischen Beteuerungen tatsächlich noch, dass die 
Umsetzung ab 2029 in der Praxis fristgerecht funktioniert, und woran 
machen Sie das fest?

Die DPP bewertet die Situation realistisch: Eine flächendeckende Umsetzung 
der Phosphorrückgewinnung bis 2029 wird nach heutigem Stand nicht in 
allen Fällen vollständig erreicht werden. Die zentralen Hemmnisse liegen 
weniger in der technischen Umsetzbarkeit als in den wirtschaftlichen und 
strukturellen Rahmenbedingungen. Hohe Investitionskosten, Unsicherhei-
ten über zukünftige Erlöse, fehlende Planungssicherheit und ausstehende 
Ausschreibungen verzögern Entscheidungen.

Trotz dieser Herausforderungen bleibt die DPP klar: Die Frist ist unverzicht-
bar. Sie setzt den regulatorischen Rahmen, der den Hochlauf der Phosphor-

rückgewinnung antreibt. Ohne diesen Druck würden Investitionen weiter 
verzögert. Wir erwarten nicht, dass alle Akteure die Vorgaben fristgerecht 
erfüllen, aber die Beibehaltung der Frist ist entscheidend, um den Markt-
hochlauf zu stimulieren. Parallel dazu müssen Lösungen entwickelt werden, 
die Investitionen erleichtern und die Umsetzung beschleunigen.

Für wie hilfreich halten Sie die Debatte um die Fristverschiebung und 
inwiefern hat der Vorstoß von Uli Paetzel Bewegung in die Diskussion 
um die Phosphorrückgewinnung gebracht?

Die öffentliche Debatte um eine mögliche Fristverschiebung hat die Diskus-
sion über die Phosphorrückgewinnung deutlich belebt und die Aufmerk-
samkeit auf zentrale Fragestellungen gelenkt. Allerdings schürt sie Unsi-
cherheiten in der Branche: Wenn zentrale Fristen infrage gestellt werden, 
kann dies bei einzelnen Akteuren zu Zurückhaltung führen, insbesondere 
bei Investitionsentscheidungen.

Gleichzeitig zeigt die Debatte, wie wichtig stabile Rahmenbedingungen 
sind. Sie verdeutlicht, dass das Umsetzungstempo branchenweit nur schwer 
zu erreichen ist – und dass dennoch mehr Tempo dringend nötig ist. Die DPP 
sieht in der Diskussion die Chance, bestehende Potenziale und Pilotpro-
jekte stärker zu berücksichtigen und praxisnahe Lösungen voranzutreiben. 
Entscheidend bleibt: Fristen und regulatorischer Druck müssen bestehen 
bleiben, um Planung und Investitionen gezielt zu steuern.

Sie begrüßen laufende Arbeiten des Bundesumweltministeriums und 
des Umweltbundesamts an einer Übergangslösung mit Anreizmecha-
nismen. Allerdings hat sich das Ministerium zur konkreten Ausgestal-
tung eines eventuellen Fondsmodells nicht eindeutig geäußert. Viele 
Fragen, etwa zur Gebührenfähigkeit, Mittelverwendung, Governance 
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und Dauer eines solchen Instruments sind weiterhin offen. Warum ist 
die DPP schon jetzt für ein Fondsmodell?

Die DPP unterstützt die Überlegungen zu einem Fondsmodell, weil es ein 
ergänzendes Instrument sein kann, um die Umsetzung der Phosphorrück-
gewinnung in der Übergangsphase zu fördern. Entscheidend ist, dass das 
Modell die eigentliche Zielsetzung – die Rückgewinnung von Phosphor – 
nicht ersetzt. Ein Fonds sollte so wirken, dass er die zeitnahe Umsetzung 
begünstigt und Fehlanreize vermeidet. Er sollte verursachergerecht gestal-
tet, zeitlich begrenzt, transparent und klar auf die Umsetzung der Phosphor-
rückgewinnung ausgerichtet sein.

Die konkrete Ausgestaltung ist derzeit noch offen und wird vom Bundes-
umweltministerium entwickelt. Die DPP begleitet die Diskussion über eine 
interne Arbeitsgruppe: Mitglieder aus Kommunen, Anlagenbetreibern und 
Technologieanbietern bringen unterschiedliche Perspektiven ein, diskutie-
ren Chancen und Herausforderungen und entwickeln Empfehlungen. Diese 
fließen in die weitere Kommunikation sowie in den Austausch mit dem 
Ministerium ein. Ein mögliches Modell muss den Hochlauf der Phosphor-
rückgewinnung aktiv unterstützen.

Uli Paetzel hat im EUWID-Interview gesagt, ein Fonds überdecke pla-
nerische, genehmigungsrechtliche und marktbezogene Strukturpro-
bleme lediglich finanziell, setze dem Nicht-Investieren ein Preisschild 
und könne so sogar Verzögerungsanreize schaffen. Inwiefern hat er 
recht? Wie müsste der Fonds aus Sicht der DPP ausgestaltet sein?

Die Einschätzung, dass ein Fonds strukturelle Probleme lediglich finanziell 
abbilde und Verzögerungsanreize setzen könnte, halten wir zum jetzigen 
Zeitpunkt für zu pauschal. Ob ein Fonds Verzögerungen verursacht oder 
Investitionen beschleunigt, hängt maßgeblich von seiner konkreten Aus-
gestaltung ab.

Aus Sicht der DPP sollte ein Modell klare Anreize zur Umsetzung der Phos-
phorrückgewinnung setzen, bereits geplante oder begonnene Projekte 
berücksichtigen und ein Abwarten wirtschaftlich unattraktiv machen. 
Gleichzeitig muss der Hochlauf parallel erfolgen: Planung, Bau und Inbe-
triebnahme von Anlagen dürfen nicht verzögert werden. Ein Fonds ersetzt 
bestehende wirtschaftliche und systemische Herausforderungen nicht, 
kann sie aber gezielt adressieren.

Der VKU argumentiert in einem aktuellen Positionspapier, dass das 
Fondsmodell neben direkter Rückgewinnung und Langzeitlagerung 
auch eine dauerhafte Deponierung ermöglichen solle, solange aus-

reichende Kapazitäten fehlen, und bezeichnet die Deponierung in 
der fachlichen Diskussion als sachgerechtere Option gegenüber ei-
ner Langzeitlagerung mit späterer Rückholung phosphorhaltiger 
Klärschlammverbrennungsaschen. Teilen Sie diese Auffassung? Wie 
bewerten Sie die Idee eines „nationalen Phosphordepots“? Inwiefern 
würden eine dauerhafte Deponierung und ein „nationales Phosphor-
depot“ den ursprünglichen Zweck der Klärschlammverordnung un-
terlaufen?

Die DPP teilt die Auffassung des VKU, dass Phosphor nicht dauerhaft ohne 
Rückholoption deponiert werden sollte. Eine dauerhafte Deponierung ohne 
Rückgewinnungsperspektive würde dem Ziel der Klärschlammverordnung 
widersprechen.

Anders verhält es sich bei Deponierung mit Rückholoption, wie beim vorge-
schlagenen „nationalen Phosphordepot“. Hierbei werden Aschen so abgela-
gert, dass sie bei Bedarf wieder verfügbar sind. Eine solche Lösung kann als 
temporäre Übergangslösung sinnvoll sein, ersetzt aber nicht die zeitnahe 
Rückgewinnung von Phosphor und darf nicht zu einer dauerhaften Alter-
native werden.

Das Bundesumweltministerium verweist auf den laufenden Bran-
chendialog, zugleich bleibt der Druck hoch, Investitions-, Markt- und 
Rechtsfragen kurzfristig zu klären. Die IFAT dürfte damit ein wichtiger 
Ort sein, an dem sich zeigt, wie belastbar die angekündigten Technolo-
gien, Geschäftsmodelle und politischen Flankierungen wirklich sind. 
Was erhofft sich die DPP konkret von der IFAT?

Für die DPP steht bei der IFAT der Austausch mit der Branche im Mittelpunkt. 
Die Veranstaltung bietet die Möglichkeit, Kontakte zu pflegen, neue Akteure 
kennenzulernen und verschiedene Sichtweisen zusammenzubringen. Ziel 
ist es, unterschiedliche Perspektiven zu vereinen, den Austausch innerhalb 
der Branche zu fördern und die Vernetzung auszubauen. Gerade in der ak-
tuellen Phase ist dieser Dialog entscheidend, um ein gemeinsames Ver-
ständnis für Herausforderungen und praktikable Lösungen zu entwickeln.

Wir sind Gastgeber der Diskussionsveranstaltung „Phosphorrückgewinnung 
im Dialog: Herausforderungen und Perspektiven“ am 7. Mai von 14:30 bis 
15:20 Uhr auf der Blue Stage und darüber hinaus am Stand 217 in Halle A4 
gemeinsam mit einigen Mitgliedern präsent. Besucher können sich über 
Projekte, Technologien und Pilotanlagen informieren und direkt mit unseren 
Mitgliedern in den Dialog treten.

Vielen Dank, Frau Knickel, für das Interview.

WIR SCHLIESSEN 
KREISLÄUFE.

Wir laden zum Dialog ein: Besuchen Sie uns vom 
04. bis 07. Mai 2026 auf der IFAT, Halle A6, Stand 317.
Registrieren Sie sich per QR-Code:


